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Vorwort 

Liebe Schülerinnen und Schüler, 
 
das kompakte und übersichtlich gestaltete Skript leistet Ihnen in 
den beiden letzten Schuljahren im Fach Sozialkunde in verschiedener 
Hinsicht gute Dienste: 

• beim Verstehen und bei der Festigung des Stoffes 
• bei der Vorbereitung auf die Schulaufgaben 
• bei der Vorbereitung auf das mündliche oder schriftliche Abitur 

Die Gestaltung trägt zum leichten Erfassen der Inhalte bei: 

• klar strukturiertes Inhaltsverzeichnis zur raschen Orientierung 
• präzise und verständliche sprachliche Ausdrucksweise 
• Hervorhebung zentraler Begriffe und Zusammenhänge durch 

Fettdruck 
• Vermittlung wichtiger Gesichtspunkte in griffigen tabellarischen 

Übersichten 
• anschauliche Graphiken und Schaubilder 

Das Skript orientiert sich eng an den Vorgaben des Lehrplans, die für 
die Prüfungsanforderungen entscheidend sind. Es eignet sich sowohl 
für die Abiturvorbereitung im einstündig als auch im zweistündig 
unterrichteten Fach Sozialkunde, da die übergreifenden Themenberei-
che bei den zwei Lehrplänen beinahe deckungsgleich sind. Unter-
schiede ergeben sich in erster Linie in der Intensität der Behandlung 
des Stoffes. Das Skript vermittelt Ihnen in beiden Fällen das erforder-
liche grundlegende Wissen. Inhalte, die nur im Lehrplan des zwei-
stündig unterrichteten Faches Sozialkunde vorkommen, sind in der 
Überschrift mit *(zweistündiger Kurs) ausgewiesen. 
Durch das Skript eignen Sie sich nicht nur ein für die Prüfungen in der 
Schule relevantes Wissen an, sondern Sie bekommen auch ein ver-
tieftes Verständnis für bedeutsame Entwicklungen im gesellschaftli-
chen und politischen Bereich.  

Viel Erfolg bei der Nutzung des Skripts und Freude beim Erkenntnis-
gewinn wünscht Ihnen 
 

 
Heinrich Müller  
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1.3 Wesentliche Ausprägungen von Demokratie  

Grundsätzlich kann zwischen repräsentativer und direkter (plebis-
zitärer) Demokratie unterschieden werden. In der direkten Demokra-
tie fassen die stimmberechtigten Bürger selbst die politischen Be-
schlüsse. Diese Form liegt in der Reinform in keinem Staat vor. Wenn 
man die politischen Systeme von Staaten mit einer repräsentativen 
Demokratie betrachtet, fällt auf, dass es ganz unterschiedliche For-
men demokratischer Herrschaft gibt. In der Politikwissenschaft wer-
den danach, wie das Verhältnis zwischen Exekutive und Legislative 
geregelt ist, zwei Grundformen unterschieden: das parlamentarische 
und das präsidentielle Regierungssystem.  
 
Merkmale parlamentarisches vs. präsidentielles System  

parlamentarisches 
Regierungssystem 

präsidentielles Regierungssystem 

• Legitimation: Das Parlament wird 
direkt vom Volk gewählt; Regierungs-
chef/-chefin wird durch Mehrheit des 
Parlaments gewählt 

• Legitimation: Direktwahl der 
Präsidentin/des Präsidenten und des 
Parlaments 

 

• Gewaltenverschränkung: zwar 
getrennte Organe der drei Gewalten, 
aber enge Verbindung zwischen 
Exekutive und Legislative 

• strikte Gewaltenteilung: Kontrolle 
der Exekutive durch das Parlament 

• doppelte Exekutive: Amt des 
Staatsoberhaupts und des 
Regierungschefs /-chefin getrennt 

• Präsident: Staatsoberhaupt und 
Regierungschef/-chefin in einer 
Person 

• Abwahl des Regierungschefs /der 
Regierungschefin durch Parlament 
möglich 

• Abwahl des Präsidenten durch das 
Parlament nicht möglich, meist aber 
Möglichkeit der Amtsenthebung bei 
strafrechtlichen Vergehen  

• Auflösung des Parlaments unter 
bestimmten Bedingungen möglich 

• keine Möglichkeit zur Auflösung des 
Parlaments 

• Vereinbarkeit eines Regierungs-
amtes mit einem Sitz im Parlament 

• Unvereinbarkeit zwischen Regie-
rungsamt und Sitz im Parlament 

• starke Fraktionsdisziplin bei den im 
Parlament vertretenen Parteien; 
Kontrolle der Regierung in erster Linie 
durch die Oppositionsparteien  

• recht schwach ausgeprägte 
Fraktionsdisziplin bei den im 
Parlament vertretenen Parteien 
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Vor- und Nachteile parlamentarisches vs. präsidentielles System  

parlamentarisches 
Regierungssystems 

präsidentielles Regierungssystem 

Vorteile: 

• keine Blockade zwischen 
Exekutive und Legislative, da 
Regierung im Normalfall über 
Mehrheit im Parlament verfügt 

• klare Unterscheidung zwischen 
Regierungs- und Oppositions-
parteien; dadurch auch lebendige 
Debatten im Parlament 

• Möglichkeit der Abwahl des 
Regierungschefs/der Regie-
rungschefin durch Mehrheit des 
Parlaments bei Unzufriedenheit 
mit seiner/ihrer Amtsführung oder 
mit der Regierungspolitik 

• direkte Einflussmöglichkeiten 
der von der Bevölkerung gewähl-
ten Abgeordneten auf die Regie-
rungspolitik 

• aufgrund der doppelten Exekutive 
Repräsentation des Staates durch 
das Staatsoberhaupt und damit 
wirksame Integrationsfunktion 

Vorteile: 

• klare Gewaltenteilung aufgrund 
der eindeutigen Trennung von 
exekutiver und legislativer Gewalt 

• Wahl des Präsidenten durch das 
Volk und damit verstärkte poli-
tische Mitwirkungsmöglichkeit 
des Volkes 

• Vorhandensein einer stets 
handlungsfähigen Regierung 

• Kontrolle der Regierung durch 
das gesamte Parlament, Abge-
ordnete der Partei des Präsiden-
ten nicht durch rigide Fraktions-
disziplin in Entscheidungsfreiheit 
eingeschränkt 

 

Nachteile: 

• manchmal schwierige Regie-
rungsbildung, vor allem bei 
größerer Zahl von im Parlament 
vertretenen Parteien 

• kein direkter Einfluss der 
Wähler auf die Besetzung des 
Postens des Regierungschefs 

• Instabilität der politischen 
Verhältnisse bei schwindender 
Unterstützung der Regierung im 
Parlament 

• keine klare Gewaltenteilung, 
Funktion der Kontrolle der Regie-
rung in vollem Umfang nur von 
Oppositionsparteien im Parlament 
erfüllt 

Nachteile: 

• Gefahr einer politischen 
Blockadesituation, wenn Partei 
des Präsidenten/der Präsidentin 
nicht über Mehrheit im Parlament 
verfügt 

• recht große Machtkonzentration 
bei einer Person 

• bei Unzufriedenheit mit der 
Amtsführung des Präsidenten/der 
Präsidentin keine Möglichkeit 
für vorzeitige Abwahl 

• Spannungsverhältnis zwischen 
den Funktionen eines Staatsober-
hauptes (Repräsentation aller 
Bürger) und eines Regierungs-
chefs (Vertretung der Interessen 
einer politischen Richtung) 
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Die Bundesrepublik Deutschland als Beispiel für ein 
parlamentarisches Regierungssystem  

 

Verfassung der Bundesrepublik Deutschland  

Die Bundesrepublik zählt zum Typus des parlamentarischen Regie-
rungssystems, da das Parlament, der Bundestag, mit Mehrheit den 
Bundeskanzler /die Bundeskanzlerin wählt. Es zeichnet sich durch 
einige Besonderheiten aus: 

•  „Ewigkeitsklausel“ in Art. 79,3 GG: Unantastbarkeit der Men-
schen- und Bürgerrechte in ihrem Wesensgehalt; Unaufhebbarkeit 
der Strukturprinzipien Demokratie, Bundesstaat, Rechtsstaat und 
Sozialstaat  

• vertikale Gewaltenteilung durch bundesstaatliche Struktur: Ein-
fluss der Regierungen der Bundesländer auf die Gesetzgebung über 
den Bundesrat 

https://www.stark-verlag.de/abiturskript-sozialkunde-bayern?utm_source=produktseite&utm_medium=pdf&utm_campaign=leseproben


 46 r Grundzüge politischer Systeme der Gegenwart 

• keine Direktwahl des Staatsoberhauptes: Wahl des Bundesprä-
sidenten/der Bundespräsidentin durch die Bundesversammlung (Ab-
geordnete des Bundestags und gleiche Anzahl von Vertretern der 
Länderparlamente) 

• Position des Kanzlers/der Kanzlerin: starke Stellung des Regie-
rungschefs /der Regierungschefin durch Richtlinienkompetenz; 
Abwahl des Bundeskanzlers bzw. der Bundeskanzlerin nur möglich, 
wenn gleichzeitig ein neuer Bundeskanzler bzw. eine neue Bundes-
kanzlerin gewählt wird (konstruktives Misstrauensvotum)  

• Neuwahlen: Auflösung des Bundestags nur nach einer vorher er-
folgten negativ verlaufenen Vertrauensfrage des Bundeskanzlers / 
der Bundeskanzlerin – wenn Mehrheit des Bundestags kein Vertrau-
en mehr in den Bundeskanzler /die Bundeskanzlerin hat, kann die-
ser /diese den Bundespräsidenten/die Bundespräsidentin bitten, den 
Bundestag aufzulösen und Neuwahlen anzusetzen; Entscheidung 
über Auflösung in Kompetenz des Bundespräsidenten 

Die USA als Beispiel für ein präsidentielles Regierungssystem 

 

Schemas der Verfassung der USA 

https://www.stark-verlag.de/abiturskript-sozialkunde-bayern?utm_source=produktseite&utm_medium=pdf&utm_campaign=leseproben


    1  Demokratische Systeme r 47 

Die USA sind das klassische Beispiel für ein präsidentielles Regie-
rungssystem, auch wenn die Organisation der Wahl des Präsidenten 
dem äußeren Rahmen nach noch den Gepflogenheiten aus der Zeit der 
Staatsgründung entspricht: In den Vereinigten Staaten wählt die 
Bevölkerung in den einzelnen Bundesstaaten Wahlmänner (männlich 
und weiblich), die dann in einer eigenen Abstimmung den Prä-
sidenten bestimmen. Die Wahlmänner sind aber gemäß der Tradition 
bei ihrer Entscheidung daran gebunden, für welchen Präsidentschafts-
kandidaten der Bundesstaat, den sie vertreten, mehrheitlich gestimmt 
hat. Hat ein Präsidentschaftskandidat bei der Wahl einen Bundesstaat 
gewonnen, kann er die Stimmen der diesen Bundesstaat vertretenden 
Wahlmänner beanspruchen. Deren Zahl richtet sich nach der Bevöl-
kerungsgröße des jeweiligen Staates. 

Weitere charakteristische Merkmale des Regierungssystems der USA: 

• große Machtfülle des für vier Jahre gewählten Präsidenten: zu-
gleich Staatsoberhaupt, Regierungschef und Oberbefehlshaber der 
Streitkräfte 

Kompetenzen u. a.: 
– Ernennung der Minister („Staatssekretäre“ genannt) 
– Ernennung der Bundesrichter 
– Vertretung der USA nach außen 
– suspensives (aufschiebendes) Veto gegenüber den Beschlüssen 

des Kongresses (Zweidrittelmehrheit im Kongress für Überstim-
mung des Vetos nötig) 

• Amtsenthebungsverfahren: Ablösung des Präsidenten nur durch 
impeachment bei „hohen Verbrechen und Vergehen“ (high crimes 
and misdemeanors); 
Ablauf: Mehrheit im Repräsentantenhaus für Eröffnung eines Ver-
fahrens notwendig   Bei Entscheidung für Eröffnung: Anhörun-
gen im Senat und unter Umständen Erhebung der Anklage bei Vor-
sitz eines Bundesrichters  Amtsenthebung des Präsidenten nur mit 
Zweidrittelmehrheit des Senats möglich 
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• zwei „Häuser“ im Parlament („Kongress“): Repräsentantenhaus 
(Zahl der die einzelnen Bundesstaaten repräsentierenden Abge-
ordneten nach deren Bevölkerungsgröße) und Senat (je zwei Se-
natoren pro Bundesstaat); keine Auflösungsmöglichkeit durch den 
Präsidenten  

Kompetenzen des Kongresses, u. a.:  
– Beschließen der Gesetze und des Staatshaushaltes  
– Kriegserklärungen 
– Bestätigung völkerrechtlicher Verträge durch den Senat 

• zwei große Parteien im Kongress: republikanische Partei und 
demokratische Partei; kein Gegenüber „Regierungspartei“ – 
„Oppositionspartei“, da Präsident nicht auf Zustimmung der Mehr-
heit des Kongresses angewiesen ist; Kontrolle der Exekutive durch 
den gesamten Kongress 

• Supreme Court: oberster Gerichtshof der USA, bestehend aus 
neun vom Präsidenten auf Lebenszeit ernannten Bundesrichtern 
(Bestätigung durch den Senat mit Zweidrittelmehrheit)  

Kompetenzen, u. a.:  
– Überwachung der verfassungsmäßigen Rechte der Bürger sowie 

der Handlungen des Präsidenten und der Entscheidungen des 
Kongresses 

– Möglichkeit der Zurückweisung von Gesetzesvorschlägen des 
Kongresses 

Das politische System der USA wird durch das für die angelsäch-
sische Tradition charakteristische System der checks and balances ge-
prägt, d. h., jeder Bereich der staatlichen Gewalt (Exekutive, Legisla-
tive, Judikative) kontrolliert die anderen beiden und wird wiederum 
von diesen kontrolliert. 
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System der Checks (Kontrolle) und Balances (Gleichgewicht) 

Exekutive 

(Präsident führt 
die Gesetze aus) 

Kontrolle gegenüber der 
Legislative: 

• Anregung von Gesetzen 

• Einlegen von suspensivem 
Veto 

• Einberufung von beson-
deren Sitzungen des 
Kongresses 

• Aushandeln von Verträgen 
mit ausländischen Staaten 

Kontrolle gegenüber der 
Judikative: 

• Ernennung der Bundes-
richter 

• Recht auf Begnadigungen 

Legislative 

(Kongress macht 
Gesetze) 

Kontrolle gegenüber der 
Exekutive: 

• Möglichkeit zum Überstim-
men des suspensiven 
Vetos des Präsidenten 

• Bestätigung von Ernen-
nungen des Präsidenten 

• Recht auf Kriegserklärung 

• Entscheidung über Haus-
haltsmittel 

• Möglichkeit, Impeachment-
Verfahren einzuleiten und 
Präsidenten des Amtes zu 
entheben 

Kontrolle gegenüber der 
Judikative: 

• Möglichkeit zur Anklage 
und zur Amtsenthebung 
von Bundesrichtern 

• Bestätigung der Berufung 
von Bundesrichtern 

• Vorschlag von Gesetzes-
änderungen (um richter-
liche Entscheidungen zu 
umgehen) 

• Einrichtung von niedrige-
ren Bundesgerichten  

Judikative 

(Supreme Court 
legt die Gesetze 
aus) 

Kontrolle gegenüber der 
Exekutive: 

• Einstufung von Handlun-
gen der Exekutive als 
nicht verfassungsgemäß 

Kontrolle gegenüber der 
Legislative: 

• Einstufung von Handlun-
gen der Legislative als 
nicht verfassungsgemäß 

Checks und Balances  
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2 Diktatorische Systeme 

2.1 Merkmale diktatorischer Systeme 

Auch offenkundige Diktaturen beanspruchen in der Regel für sich, 
dass sie dem Willen des Volkes entsprächen und in diesem Sinn „de-
mokratisch“ seien. Allerdings lassen sich bei der Analyse von politi-
schen Systemen allgemeine Merkmale feststellen, welche dikta-
torische Systeme klar von demokratischen unterscheiden: 

• keine freien Wahlen, staatliche Beeinflussung der Wahlentschei-
dung der Bürger 

• Missachtung von Grundrechten 

• Bestätigung der Regierenden als Zweck der Wahl, Abwahl der Re-
gierenden nicht vorgesehen 

• kein freier Wettbewerb politischer Parteien, sondern Akzeptanz 
der Führungsrolle einer Person oder Partei; Unterordnung von klei-
neren Parteien unter den Führungsanspruch der herrschenden Partei 

• Konzentration der Macht bei Regierenden, faktisches Fehlen 
einer Gewaltenteilung; Justiz im Dienste der Regierung 

• Vereinheitlichung des gesellschaftlichen und sozialen Lebens  

• Kontrolle der Medien und Vorhandensein von Zensur 

• Gemeinwohl von Regierenden definiert  
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